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Band, Halbband und Seite) 

Handbuch 

Handwörterbuch der Sozialwissenschaften 

Handwörterbuch der Volkswirtschaft 

Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaft 

herrschende Meinung 

Herausgeber 

Handwörterbuch 

in der Fassung 

in diesem Sinne 

im Ergebnis 

in Höhe von 

2 Günther 
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i.S.v. = im Sinne von 

i .V.m. = in Verbindung mit 

JB der 

Bodenreform = Jahrbuch der Bodenreform 

Jg. = Jahrgang 

JöR = Jahrbuch des öffentlichen  Rechts der Gegenwart 

JW = Juristische Wochenschrift 

JZ = Juristenzeitung 

KommWiss = Kommunalwissenschaften 

Leg. Periode = Legislaturperiode 

MDHS = Maunz / Dürig / Herzog / Scholz 

m.E. = meines Erachtens 

m. w. N. = mit weiteren Nachweisen 

NDBZ = Neue Deutsche Beamtenzeitung 

NF = Neue Folge 

Nr. = Nummer 

o.a. = oben angeführt 

ÖD = öffentlicher  Dienst 

o.V. = ohne Verfasserangabe 

PostArch = Postarchiv 

pr.JB = Preußisches Jahrbuch 

RBB1 = Reichsbesoldungsblatt 

RBesG = Reichsbesoldungsgesetz 

RFHE = Entscheidung des Reichsfinanzhofs 

RFM-Denkschrift  = Denkschrift  des Reichsministers der Finanzen über die Entwick-
lung der Besoldung der Reichsbeamten von 1997 bis Dezember 
1924 

= Reichsgesetzblatt 

= Reichsgericht in Zivilsachen 

= Recht im Amt 

= Reichsverwaltungsblatt und Preußisches Verwaltungsblatt 

= Reichsversicherungsordnung 

= Mitteilungen des rheinisch-westfälischen Instituts für Wirtschafts-
forschung 

= Schmoller's Jahrbuch 

= Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil 

= siehe oben 

= Spalte 

= Staatswissenschaften 

= Stenographische Berichte 

RGBl 

RGZ 

RiA 

RuPrVwBl 

RVO 

RWI-Mitt. 

Schmoller's JB 

SGB-AT 

s.o. 

Sp. 

StaWiss 

Stenogr. Ber. 
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SVR = Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung 

VerfR = Verfassungsrecht 

VerwArch = Verwaltungsarchiv (zitiert nach Band und Seite) 

VerwRspr. = Verwaltungsrechtsprechung 

V G H = Verwaltungsgerichtshof 

vgl. = vergleiche 

VGR = Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 

v. H. = von Hundert 

Vhdl. = Verhandlungen 

W D S t R L = Veröffentlichungen  der Vereinigung Deutscher Staatsrechtslehrer 

WiGBl = Gesetz- und Verordnungsblatt des Wirtschaftsrates  des Vereinig-
ten Wirtschaftsgebietes 

WRV = Weimarer Reichsverfassung 

WWI/WSI-Mitt. = Mitteilungen des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen In-
stituts des Deutschen Gewerkschaftsbundes 

ZAkDR = Zeitschrift  der Akademie für Deutsches Recht 

z.B. = zum Beispiel 

ZBR = Zeitschrift  für Beamtenrecht 

ZRBhB = Zeitschrift  des Reichsbundes der höheren Beamten 

z. T. = zum Teil 

zust. = zustimmend 





Einleitung 

I . Zur Problemstellung 

Die gesamtwirtschaftliche Lage der Bundesrepublik Deutschland ist noch 
immer von der schweren wirtschaftlichen Rezession der siebziger Jahre 
gekennzeichnet. Diese hat an langfristigen Folgen nicht nur eine strukturelle 
Arbeitslosigkeit auf anhaltend hohem Niveau, sondern auch eine besorgniser-
regende Verschuldung der öffentlichen  Haushalte hinterlassen. Die Wiederer-
langung der Vollbeschäftigung und die Sanierung der Finanzen von Bund, 
Ländern und Gemeinden gelten deshalb als vordringliche politische Aufga-
ben. Deren crux liegt aber darin, daß eine eminent wichtige sozialpolitische 
Aufgabe wie die Förderung des Arbeitsmarktes erhebliche finanzielle Mittel 
in Anspruch nimmt und deshalb mit dem langfristig ebenso wichtigen Ziel, die 
Staatsquote zu reduzieren, zwangsläufig in Widerspruch gerät. Als kompro-
mißfähiger Ausweg aus diesem Dilemma kann für die Finanzpolitik deshalb 
nur die Verminderung anderer öffentlicher  Ausgaben in Frage kommen. 

Als Ansatzpunkt für die gebotenen Sparmaßnahmen stehen seit geraumer 
Zeit die Personalausgaben der öffentlichen  Hand im Mittelpunkt der Diskus-
sion. Kern der Auseinandersetzungen ist dabei die jährliche allgemeine 
Anpassung der von den im öffentlichen  Dienst Beschäftigten bezogenen 
Gehälter, Vergütungen und Löhne, der über den öffentlichen  Sektor hinaus 
eine Schlüsselrolle für die allgemeine Lohn- und Einkommenspolitik zuge-
schrieben wird. Die Durchsetzung von Sparmaßnahmen in diesem Bereich 
stößt jedoch auf unüberwindbar scheinende politische Barrieren: so wenden 
sich die betroffenen  Beamten, Angestellten und Arbeiter gegen die Auferle-
gung angeblicher „Sonderopfer"  gegenüber den abhängig Beschäftigten in der 
privaten Wirtschaft  und bestehen auf einer Beteiligung an der allgemeinen 
Einkommensentwicklung. Als zusätzliches Hindernis erweist sich die Tarif-
macht der Gewerkschaften, welche die statusrechtliche Zweispurigkeit des 
öffentlichen  Dienstes, d. h. die traditionelle Unterteilung der Bediensteten in 
Beamte auf der einen sowie Angestellte und Arbeiter auf der anderen Seite, 
seit mehr als zehn Jahren zumindest in einkommenspolitischen Fragen prak-
tisch außer Kraft  gesetzt zu haben scheint. Da sich die gegenwärtig ca. 4,5 Mil-
lionen öffentlichen  Bediensteten in 1,8 Millionen Beamte, 1,6 Millionen 
Angestellte und 1,1 Millionen Arbeiter aufteilen, sind dem Zugriff  des 
Gesetzgebers auf die Einkommen der im Staatsdienst befindlichen Personen 
bereits dadurch rechtliche Grenzen gezogen, daß die Einkommen der Mehr-
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zahl der Beschäftigten nicht der gesetzlichen Regelungsbefugnis des Parla-
ments, sondern den Mechanismen des Tarif  rechts unterliegen. Einsparungen 
können gegenüber den nichtbeamteten Bediensteten deshalb nur im Rahmen 
von Tarifbeschlüssen durchgesetzt werden. Da sowohl die öffentlichen  Arbeit-
geber als auch die Gewerkschaften seit Ende der sechziger Jahre im Hinblick 
auf eine sozialpolitische Gleichbehandlung aller Angehörigen des öffentli-
chen Dienstes die jeweils eigene Tarif-  und Besoldungspolitik weitgehend auf-
einander abgestimmt haben, erweist sich der Umfang, in dem die öffentlichen 
Arbeitgeber ihre Sparabsichten in die Tarifabschlüsse einbringen können, als 
präjudiziell für den Handlungsspielraum der Besoldungsanpassungsgesetzge-
bung. 

Die politische Auseinandersetzung um die Einbeziehung gerade des Besol-
dungsaufwandes in Sanierungs- und Sparkonzepte wird vor allem seitens der 
Beamtenverbände nicht nur mit einkommens- und sonstigen sozialpolitischen, 
sondern unter Hinweis auf die institutionelle Garantie des Berufsbeamten-
tums durch Art. 33 V GG auch mit juristischen Argumenten geführt.  Dieser 
Befund provoziert die Frage, welche Grenzen das Grundgesetz und das ein-
fachgesetzliche Beamtenrecht über die tagespolitische Auseinandersetzung 
hinaus dem besoldungspolitischen Ermessen des Gesetzgebers im allgemeinen 
und bei der Anpassung der Beamtenbesoldung an die sich wandelnden wirt-
schaftlichen und finanziellen Rahmenbedingen im besonderen ziehen. Loh-
nenswert erscheint dabei insbesondere die Untersuchung der Frage, welche 
rechtlichen Vorgaben für das Verhältnis der Beamtenbesoldung zur allgemei-
nen Einkommenslage existieren; von Belang ist ferner  der Einfluß der finan-
ziellen Leistungskraft  des Dienstherrn auf die Höhe der zu zahlenden Besol-
dung. Außerdem ist zu klären, ob die allgemeine Treuepflicht des Beamten 
diesen zu einem gesteigerten Maß an Rücksichtnahme auf die finanzielle Lei-
stungskraft  des Dienstherrn verpflichtet und inwieweit sie als juristische Legi-
timation für finanzielle „Sonderopfer"  der Beamtenschaft in Betracht kommt. 
Die Bedeutung des Arbeitsmarkts für die Anpassung der Besoldung wird ins-
besondere unter dem Aspekt beleuchtet, ob und in welcher Form die Beam-
tenschaft bei Beschäftigungskrisen finanziell zur Förderung des Arbeitsmarkts 
herangezogen werden darf. 

Einen zweiten thematischen Schwerpunkt der Untersuchung bilden jene 
rechtlichen Probleme, welche die seit anderthalb Jahrzehnten praktizierte 
Übernahme der Ergebnisse der für die Angestellten des öffentlichen  Dienstes 
abgeschlossenen Vergütungstarifverträge  durch die Besoldungsanpassungsge-
setzgebung aufwirft.  Dadurch, daß derartige Vereinbarungen neben einer 
linearen Verbesserung aller Vergütungsgruppen mitunter auch Festbeträge 
zugunsten der unteren Einkommensgruppen enthalten, sind auch innerhalb 
des Besoldungsgefüges Nivellierungstendenzen ausgelöst worden, die die Ver-
einbarkeit einer solchen Anpassungsgesetzgebung mit dem Grundsatz lei-
stungsadäquater Besoldung zumindest fraglich erscheinen lassen. 
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I I . Methodischer Ansatz 

Verfassungsrechtliche  Grundlage der dogmatischen Erörterung ist deshalb 
der Alimentationsgrundsatz, der zu den nach Art. 33 V GG bei der Regelung 
des Beamtenrechts vom Gesetzgeber zu berücksichtigenden „hergebrachten 
Grundsätzen des Berufsbeamtentums" zählt und den Beamten nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  „angemessenen", d. h. auch 
der Bedeutung des Amts und der damit verbundenen Verantwortung entspre-
chenden Lebensunterhalt garantiert. 

Neben einer Stellungnahme zur heutigen Relevanz der jahrzehntelangen 
Auseinandersetzung um die Rechtsnatur der Beamtenbesoldung, die unter 
den Schlagworten „Alimentationstheorie" bzw. „Lohntheorie" geführt  wurde, 
ist es ein vorrangiges Ziel der Untersuchung, diejenige Sichtung und Würdi-
gung der für die Angemessenheit der Besoldung maßgeblichen Wertungsfak-
toren vorzunehmen, deren Fehlen Thiele1 vor einiger Zeit mit Recht beklagt 
hat. Dazu wurde nicht nur die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
und des Bundesverwaltungsgerichts ausgewertet, sondern auch auf einschlägi-
ges wirtschafts- und sozialwissenschaftliches Schrifttum 2 zurückgegriffen,  um 
auch den Einfluß der Arbeitsmarktlage und des Einkommensniveaus außer-
halb des öffentlichen  Dienstes auf das Niveau der Beamtenbesoldung aufzu-
zeigen. Zur Beantwortung der sich im Zusammenhang mit dem Alimentations-
prinzip stellenden Grundsatzfragen  sowie der vorstehend skizzierten aktuellen 
besoldungspolitischen Einzelfragen, bei deren Behandlung verfassungsrechtli-
che Argumente auf der einen und rechts- wie auch beamtenpolitische Aspekte 
auf der anderen Seite oftmals nicht scharf  von einander zu trennen sind, 
erschien des weiteren eine geraffte  entwicklungsgeschichtliche Analyse des 
Alimentationsgrundsatzes angebracht. Die Interpretation eines jeden „herge-
brachten" Grundsatzes kann sinnvollerweise nur unter besonderer Berück-
sichtigung seiner Entstehungsgeschichte betrieben werden. 

Deshalb wurde die Arbeit in zwei Teile gegliedert, wobei der eigentlichen 
dogmatischen Untersuchung ein historischer Teil vorausgeht. Dieser befaßt 
sich mit der Besoldungspolitik seit der Jahrhundertwende. Der Schwerpunkt 
der Darstellung liegt dabei auf den Wechselwirkungen, die zwischen der 
Beamtenbesoldung auf der einen und der Dynamik der allgemeinen wirt-
schaftlichen, finanziellen und politischen Rahmenbedingungen auf der ande-
ren Seite bestehen. 

1 Vgl. W.  Thiele,  Zur Problematik der sogenannten hergebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums, D Ö V 1981, S. 773 (778). 

2 Zur Bedeutung wirtschaftswissenschaftlicher  Erkenntnisse für die Norminterpreta-
tion vgl. die Untersuchung von Tettinger,  Rechtsanwendung und gerichtliche Kontrolle 
im Wirtschaftsverwaltungsrecht,  S. 142ff.  (151 f.). 


